
ich gehe davon aus, daß jede Kommission nur einen Vorsitzen­
den haben kann. Viele Köche verderben den Brei.

(Beifall bei CDU/DA und PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Auf der rechten Seiten gibt es noch zwei Fragen.

Clemens (CDU/DA):

Ich hätte bloß die Frage, ob die Untersuchungen auch auf die 
steuerliche Seite ausgedehnt werden.

Ministerpräsident de Maiziere:

Die werden mit Sicherheit darauf ausgedehnt werden müssen. 
Bis dahin, daß auch eine Reihe von Bewertungsfragen damit Zu­
sammenhängen. Sie haben gehört, daß ich ausgeführt habe, 
nach dem Bruttowert sowie nach dem alten Bilanzwesen der 
volkseigenen Wirtschaft erfolgte das.

Es ist eine weitere Frage zu klären. Diese Kommission ist nicht 
juristische Person. Das ist im Gesetz nicht geregelt worden. Sie 
kann mithin nur schwierig Aufträge auslösen, beispielsweise an 
Gutachter oder an Wirtschaftsprüfungsgesellschaften; denn 
wer sollte wohl dafür haften? Die Kommissionsmitglieder als Ge­
samthandgemeinschaft, ich glaube, daß sich jeder einzelne dort 
bedanken würde, wenn er die Vorschußhöhe hört, was eine sol­
che Betriebsprüfungsfirma dafür nimmt.

Es müßte auch darüber hinaus geregelt werden, wer die 
Kosten für die Beauftragung solcher Dinge übernimmt und wo 
die gegengerechnet werden können. Ich möchte annehmen, im 
Ergebnis gegen die Verträge, die erlangbar sind, aber zunächst 
beginnt eine Kommission mit plus minus Null.

Kersten Wetzel (CDU/DA):

Herr Ministerpräsident, Sie nannten vorhin konkret zwei Ob­
jekte ehemaliger Parteien, die im Zeitraum vom 7. Oktober bis
l.Juni einer anderen Nutzung bzw. anderen Pacht zugeführt 
worden sind. Eins davon befindet sich in meinem Wahlkreis und 
sollte für ein Projekt der Jugendsozialarbeit genutzt werden, was 
nun leider nicht mehr geschehen kann.

Welche Möglichkeit hat die Kommission, um diese Vorgänge 
noch einmal auf die Rechtmäßigkeit zu überprüfen und eventu­
ell dann neu zu entscheiden?

Ministerpräsident de Maiziere:

Wir müssen zunächst einmal bei den gesamten Objekten un­
terscheiden zwischen solchen, die in Rechtsträgerschaft des 
Volkseigentums stehen. Dort ist die Rechtsträgerschaft durch 
Verwaltungsakt auf Parteien oder gesellschaftliche Organisatio­
nen übertragen worden. Damit ist der Eigentumstitel unstrittig, 
und damit unterliegen diese nach meinem Dafürhalten, so weit 
sie nicht vom Minister für Finanzen aufzulisten, zu erfassen 
sind, der Treuhandanstalt; denn es ist der Beschluß dieses Hau­
ses, daß das volkseigene Vermögen in dieser Weise vergeben 
wird.

Die Erwartungssituation bezüglich dieser Objekte war in den 
Gemeinden höchst unterschiedlich. Einige meinten, der Rechts­
träger möge erklären: Könnt ihr haben. Das ist meines Erach­
tens ein Verfahren, das so nicht hingenommen werden kann. Es 
mag sein, daß ein Rechtsträger, der der Meinung ist, daß er das 
ohnehin nicht behalten kann, einem Dritten sagt: Du kannst es 
übernehmen. Bloß, wir müssen ja wohl wissen, in wessen Hand 
es dann ist und wie das erfaßt wird. Ich meine, daß wir das zen­
tral, dem Bericht hier folgend, einer Abteilung der Treuhandan­
stalt zuordnen müssen, und diese entscheidet. Aber es wird auch

bei Verwendung der freien Wohlfahrtspflege geklärt werden müs­
sen, ob das in rechtsgeschäftlichen Erwerb überführt wird oder ob 
es tatsächlich in Form weiterer Übertragung - das Institut der 
Rechtsträgerschaft wird ja wohl nicht auf Dauer Bestand haben -, 
zumindest ein im bundesdeutschen Rechtskreis unbekanntes 
Rechtsinstitut. Es müßte von uns geklärt werden, wie in Zukunft 
verfahren wird und ähnliches mehr. Ich halte dieses Verfahren, 
daß nur die Gemeinde, die am lautesten schreit und genug Pro­
testbriefe schreibt, ein solches Heim oder Gebäude bekommt, und 
andere, die sich vielleicht weniger laut bemerkbar machen, be­
kommen es nicht oder müssen es bezahlen, nicht für richtig. Wir 
müßten dann einheitliche Maßstäbe entwickeln, nach denen die 
Übertragung von solchen Eigentumstiteln erfolgen kann.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Es gibt weitere Fragen. Können wir es auf die 
drei, die da stehen, begrenzen? - Vielleicht erst noch von der 
Fraktion der SPD, dann erst weiter von der Fraktion der CDU.

Dr. Heltzig (SPD):

Herr Ministerpräsident, ich schließe mich Ihrer Meinung an, 
daß es zu bedauern ist, daß die Zubemessung von Kompetenzen 
für diese Kommission durch das Gesetz nicht ausreichend gere­
gelt ist. Sie sagten selbst, diese Kommission ist nicht juristische 
Person. Es fehlen geldliche Mittel. Ich vermute, daß möglicher- 
weise auch Räume und Sekretärinnen fehlen. Da es nun eine Re­
gierungskommission ist, stelle ich die Frage: Gibt es schon eine 
Vorlage, wie diese Dinge auszuräumen sind und wie konstruktiv 
zu verfahren ist?

Ministerpräsident de Maiziere:

Die letzte Vermutung stimmt nicht. Im Hause des Ministerra­
tes sind, wenn auch unter Schwierigkeiten, Räume und auch Ar­
beitskräfte zur Verfügung gestellt worden. Das war das, was zu 
leisten war. Aber Sie müssen auch davon ausgehen, wenn Sie in 
den Haushaltsplan, der heute beschlossen worden ist, hinein­
schauen, daß die Möglichkeiten des Ministerrates auch deutlich 
gekürzt worden sind. Ich kann also solche Vorschüsse oder ähn­
liches aus dem Haushalt des Ministerrates nicht finanzieren 
bzw. die dafür Verantwortlichen. Der Bericht ist Ihnen heute 
vorgelegt worden und enthält implizit die Fragestellung, ob Sie 
die nähere juristische Ausgestaltung durch das Gesetz vorneh­
men wollen als Kammer oder ob der Ministerrat ermächtigt wer­
den sollte, Durchführungsbestimmungen zu erlassen.

(Dr. Heltzig, SPD: Ich hatte explizit nach einer Vorlage ge­
fragt.)

Es gibt bereits Arbeiten von Rechtsanwalt Reinecke, die alter­
nativ sowohl eine gesetzliche Regelung beinhalten, als auch al­
ternativ eine Durchführungsbestimmung beinhalten. Das war 
nicht der Auftrag, der heute hier zu erfüllen war.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Bitte schön.

Barthel (CDU/DA):

Herr Ministerpräsident, ist das Vermögen der Nationalen 
Front auch mit erfaßt worden, und soll das sich in Verfügungsbe­
fugnis der WBA befindliche Vermögen in gleicher Weise behan­
delt werden, wie Sie es hier dargestellt haben?

Ministerpräsident de Maiziere:

Sie müssen zunächst davon ausgehen, daß die Nationale Front 
in der Form nicht mehr besteht, sondern daß es eine Umwand­
lung - da muß ich nachsehen - in Bürgerkomitees, oder so ähn-
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